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Fünfte Sitzung
im Ständehausezu Düsseldorf, am Montag den 11. Februar 1901.

Beginn 1 '/s Uhr Nachmittags.

Tagesordnung:

1. Eingänge.
2. Antrag der I, Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,

welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffe», für die Rechnungsjahrevom
1. April 1901 bis 31. März 1903.

3. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzial-
museen zu Bonn uud Trier für die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

4. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Erweiterung des Provinzialmuseumsin Trier.

5. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Hcil- und Pflege-
anstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhausen, Grafenberg und Merzig für die Rech¬
nungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

6. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Aufnahme einer Anleihe von 6'/« Millionen Mark zur Deckung der vorläufigen Kosten
der von dem 39. 40. und 41. Prouinziallandtage beschlossenenBauten sowie zur Bestreitung
einiger weiterer baulicherBedürfniffe,

?. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Ermächtigung des Provinzialausschusseszur Veräußerung einer zu der Provinzial-Heil- und
Pflegeanstalt Gmfenberg gehörendenParzelle an die Stadt Düsseldorf.

8. Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung und Unterhaltung
der Provinzilllstraßennebst

Anlage ^. Voranschlagüber die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzilll¬
straßen,

Anlage L, Voranschlagüber die Verwendung des Eiscnbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unterstützungdes Gemcindc-

und Kreiswegebaues
für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

9. Antrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Aufnahme einer Anleihe für die Zwecke der Straßcnverwaltung.

10. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Uebertragung des Eigenthums der in die Verwaltung und Unterhaltung engererKommu-
nalverbiindc abgetretenen und noch abzutretendenProvinzialstraßenstreckenan diese Verbände.
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1 1 . Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialcmsfchusses, betreffend
die Organisation des landwirthschaftlichcn Winterschulwcscns und des Wanderlehrthums in der
Rheinprovinz.

12. Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der lcmdwirth-
schnstlichenAngelegenheiten— nebst

Anlage ^., Voranschlagfür die Provinzial-Wciu- und Obstbauschule in Trier,
Anlage IZ, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschule in Krcuznach

für die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903
13. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Pruviuzialausschusses, betreffend

die Wahl «eines anderen Terrains für die vom 40. ProvinziallcmdtagbeschlosseneProvinzial-
anstalt für Epileptische und Geisteskranke an Stelle von „Hans Fichtenhain" bei Krefeld.

14. Antrag des Proviuzialausschussesauf Vornahme einer Ersatzwahlfür den Provinzialausschuß
und Vornahme der Ersatzwahlselbst.

15. Antrag des Proviuzialausschussesauf Vornahme der Wahl des Vorsitzenden des Provinziell^
ciusschussesund Vornahme der Wahl selbst

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren, die Sitzung ist eröffnet.
Das Protokoll über die Plenarsitzungvom 9. d. Mts. liegt auf dem Tisch des Hauses offen.
Als Schriftführer fungiren für die heutige Sitzung die Herren OberbürgermeisterSpiritus

und Landrath Pastor.
Ich habe als Eingang mitzutheilen:
Antrag des Herrn AbgeordnetenMooren:
„Der Rheinische Provinziallandtag wolle beschließen:

In Erwägung, daß die Auswahl eines geeigneten Bauplatzes für die in der Rhcinprouinz
projektirteneue Provinzialcmstclltfür Epileptiker und Geisteskrankevon der größten
Bedeutung ist;

In Erwägung, daß die seitens des Rheinischen Provinziallaudtags s. Z. getroffeneBestimmung,
diese Anstalt auf der linken Rheinseite des Düsseldorfer Bezirks einzurichten,eine
Beschränkung iu diesem Punkte darstellt;

In Erwägung, daß der Provinzialausschuß bei veränderter Sachlage jetzt selbst empfiehlt, das
früher von ihm zu diefem Zwecke in Aussicht genommeneGut „Haus Fichtenhain"
bei Krefeld aufzugeben;

In Erwägung, daß der nunmehr als Ersatz vorgeschlagene Gruudstückskomplexbei Süchteln —
abgesehen vom Kosteupunkte— durchaus uicht einwandfrei erscheint;

In Erwägung, daß namentlich die Stadt Eupeu aus dem ihr überwiesenen Theile des großen
Hertogenwaldesin bevorzugter, und hygienisch für immer gesicherter Lage die
erforderlichen Terrains, wenn nicht unentgeltlich,doch zu milden Bedingungenanbietet,
wodurchder Provinz nachweisbar mindestens 250 000 Mark erspart weiden;

In Erwägung, daß keine Gefahr im Verzüge liegt;
Aus diesen Gründen wolle der Provinziallandtag unter Aufhebungseines Beschlusses vom

16. März 189? «. die erwähnte Frage nach vorgenommener örtlicher Untersuchung zur
nochmaligeneingehenden Prüfung und Berichterstattungan den Provinzialausschußzurückverweisen."

Dieser Antrag ist, so viel ich weiß, vom Herrn Abgeordneten Mooren iu der Fach¬
kommission eingebracht worden und ist dort schon behandelt, so daß ich ihn im Anschluß an
Nummer 13 unserer Tagesordnung behandeln lassen würde, wenn kein Widersprucherfolgt. — Ich
tonstatire, daß kein Widersprucherfolgt.
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Der Kanalantrag wird auf die Tagesordnung für Mittwoch gefetzt werden. Der Bericht¬
erstatter ist noch zu bestimmen. Ich frage, ob Sie damit einverstandensind, daß der an erster
Stelle genannteAntragsteller, Herr Abgeordneter Lueg als Berichterstatterfungirt. (Zustimmung.)—
Sie sind damit einverstanden? (Rufe: ja wohl!) — Es erfolgt kein Widerspruch. Ich bitte also
Herrn AbgeordnetenLueg, den Bericht zu übernehme».

GutsbesitzerPeter Göring in München bittet um 10 Mark Entschädigungfür den
Pächter seiner Mühle, dessen Mühlenbetrieb dadurch gestört worden ist, daß die Straßenverwaltung
ihm das erforderliche Wasser zur Besprengung der Provinzinlstraßeentzogen hat. (Große Heiterkeit.)

Ich möchte Ihnen vorschlagen, diese Angelegenheitan den Provinzialausschuß zur Erle¬
digung abzugeben. (Bravo!) — Einverstanden?— Ich konstatirc, daß der hohe Landtag damit
einverstandenist.

Die Herren Abgeordnetenwerden gebeten, die Angabe wegen Betheiligung am Landtags¬
essen baldigst an das Landtagsbüreau gelaugen lassen zu wollen.

Der Abgeordnete von Randow hat um 2 Tage Urlaub gebeten. Er ist ihm gewährt worden.
Meine Herren! Wir treten in die Tagesordnung ein. Nummer 2 -------------- (Zuruf:

Ich bitte ums Wort!)
Herr AbgeordneterLieven hat das Wort.
AbgeordneterLieven: Meine Herren! Ich möchte das hohe Haus fragen, ob es nicht

praktifch wäre, jetzt, ehe wir in die Tagesordnung eintreten, die Wahlen vorzunehmen. (Bravo!)
VorsitzenderFürst zu Wied: Eine Veränderung der Tagesordnung kann nur mit

einstimmigemBeschlußdes Landtages vor sich gehen.
Dann würde ich noch Herrn Lieven fragen, ob er Nummer 14 und 15 an die Spitze

gestellt haben will. (Rufe: Jawohl!)
Ich frage, ob hiergegenWiderspruch erfolgt. — Das ist nicht der Fall.
Meine Herren! Es ist einstimmig beschlossen und wir würden nunmehr zu den beiden

Wahlen übergehen.
Zunächst müßten wir uns, die wir hier oben am Präsidialtisch sitzen, als Wcchlvorstand

konstituiien. Ich frage, ob der hohe Landtag damit einverstandenist, daß die beiden Schriftführer
als Beisitzerdes Wahlvorstandes fungiren. (Zustimmung.) Es erfolgt kein Widerspruch. Dcmn
erkläre ich die beiden Herren als Wahlvorstand mit mir gewählt.

Ich bitte den Herrn AbgeordnetenSpiritus das Protokoll zu führen uud ersucheden
Herrn AbgeordnetenPastor die Wählerlistevorzulesen.

Meine Herren! Ich habe noch die beiden Beisitzer an Eides statt zu verpflichten. Ich
bitte die Herren, mir die Hand zu geben. (Geschieht.) Das ist hiermit erledigt.

Wir würden nunmehr zu Punkt 14 der Tagesordnung: Ersatzwahl für den Pro¬
vinzialausschuß, übergehen. Berichterstatterist Herr AbgeordneterMichels.

BerichterstatterAbgeordneterMichels: Meine Herren! Ich habe als Referent nur zu
beantragen, daß Durchlauchtgenehmigen wolle, daß die Wahl jetzt vorgenommenwerde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ja, es sind aber zwei Wahlen.
BerichterstatterAbgeordneterMichels: Ja, die andere Wahl auch, zuerst zu Nr. 14 und

nachherzu Nr. 15.
Ich möchte als Referent also beantragen, daß Durchlauchtdie Wahl anordne, und zwar

zunächst die Vornahme einer Ersatzwahl für den Provinzialausschuß,und zwar für den Regierungs¬
bezirk Düsseldorf.
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VorfitzenderFürst zu Wied: Ich bitte aber mitzutheilen,,welche Ersatzwahlnöthig ist.
Das müssen wir alle doch erst wissen.

BerichterstatterAbgeordneterMichels: Meine Herren! Der Abgeordnete Weidenfcld ist
durch den Tod ausgeschiedenund infolge dessen die Wahl eines Mitgliedes des Provinzialaus-
ausschusses vorzunehmenund eventuelldaran anschließenddann der Ersatzmann für das Mitglied
des Provinzilllausschusseszu wählen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterFriederichshat das Wort.
AbgeordneterFriederichs-Nemscheid: Nach den bisherigen Gepflogenheitengestatte ich

mir mitzutheilen,daß die Mitglieder des Bezirks Düsseldorfwegen dieser Wahl Berathungen gehabt
haben und daß im Auftrage der Herren, die da versammelt waren, ich dem hohen Hause vorschlage,
als Mitglied zum Prouinzialausschuß den Herrn Landrath Geheimrath Eich, bisheriges stellver¬
tretendes Mitglied, zu wählen. Einstimmig waren die Herren für diese Wahl und gestatten sich,
dem hohen Hause zu empfehlen, diese Wahl durch Zuruf vorzunehmen. (Vravo! und Widerspruch.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob gegen den Modus der Wahl per Akklamation
ein Widersprucherfolgt?

AbgeordneterZweigert: Ich erhebe Widerspruch. (Heiterkeit.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Dann müssen wir zur Zettelwahl schreiten.
Es ist also vorgeschlagen,den bisherigen Stellvertreter des Herin Weidenfeld, Herrn

AbgeordnetenEich zu wählen.
Haben die Herren Wahlzettel? (Rufe: Jawohl!)
Ich frage die hohe Versammlung, (Glocke) ob Sie noch wünschen, daß das Wahlreglement

verlesen wird. (Rufe: Neiu!)
Also es erfolgt kein Widerspruchdagegen, daß das Wahlreglement nicht verlesenwird. —

Ich muß wegen des Herrn AbgeordnetenZweigert diese Frage stellen.
Ich bitte also, die Wahlzettel zu beschreiben. Dann werden die einzelnenNamen auf«

gerufen, und jeder einzelneHerr, der aufgerufenwird, legt seinen geschlossenenWahlzelle! in die
beiden Wahlurnen. (Rufe: In die beiden? Rufe: In eine?) In beide. (Erneute Rufe: In
eine? — Heiterkeit.)

(Glocke des Vorsitzenden)Ich bitte um Ruhe.
(Der Namensaufruf wird vollzogen.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich habe zu fragen, ob einer von den

anwesendenHerren nicht verlesenworden ist. (Kleine Pause.)
Meine Herren! Also jetzt werden die Buchstabendurchgegangen. (Geschieht.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Das ist also hiermit erledigt. Das Skrutinium ist geschlossen.
(Es folgt die Zahlung der Stimmzettel.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es sind 145 Stimmzettel abgegeben.
Wir fangen nun an, zu verlesen.
(Schriftführer AbgeordneterSpiritus vollzieht die Verlesung.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es sind also 145 Wahlzettel abgegeben.

Davon lauten 140 auf Geheimrath Eich, 2 auf Geheimrath von Kühlwettcr, einer auf Landrath
von Brüning — es ist wohl von Breuning gemeint — in Düren, einer auf Herrn Lueg-Oberhauseu
und einer auf Graf Beissel. Das sind die 145 Zettel Ich erkläre also Herrn Abgeordneten
Eich für gewählt.

Ich frage, ob Herr AbgeordneterEich die Wahl annimmt?
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AbgeordneterEich: Ich nehme die Wahl an.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wir kämen nunmehr, nachdem die erste Wahl gethätigt

ist, zur Wahl des Vorsitzenden des Provinzialausschusses.
Ich bitte die Herren, die Wahlzettel zu beschreiben. (Glocke.)
Ich ersuche nunmehr, auf den Namensaufruf mit „hier" zu antworten und den Zettel in

eine der beiden Urnen zu legen.
Ich frage, ob das Wahlreglement verlesenwerden soll? (Rufe: Nein!)
Also Sie verzichten.
(Der Namensaufruf wird vollzogen.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich habe zu fragen, ob Jemand hier ist, der seine Stimme

nicht abgegebenhat. (Ruf: Hier, Barthels!)
Es werden noch einmal die Buchstaben aufgerufen. Diejenigen, die noch nicht gestimmt

haben und deren Buchstabenaufgerufenwerden, bitte ich, ihre Zettel jetzt hineinzulegen.
(Die Rekapitulation geht vor sich.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Das Skrutinium ist geschlossen.
(Folgt Zählung der Stimmzettel.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es sind 146 Stimmzettel abgegeben
und zwar stimmt das mit den gezahlten Stimmzetteln und mit dem Protokoll, ist also richtig.

Ich fange an, die Namen zu verlefen. (Folgt Verlesung.)
Meine Herren! Das Ergebniß der Wahl ist: 130 Stimmen für Herrn Graf Beissel,

(Bravo!) für Herrn Freiherr von Schorlemer 3, für Herrn von Kühlwetter 8, für Herrn Abge¬
ordneten Becker 1 und 4 leere Zettel. Das stimmt mit unserer ersten Zahlung, 146.

Ich erkläre also hiermit Herrn AbgeordnetenGraf Beissel für gewählt und frage ihn, ob
er die Wahl annimmt.

AbgeordneterGraf Beissel: Meine Herren! Ich nehme die Wahl dankend an. Wie
bisher in den 20 Jahren, die ich die Ehre habe, dem hohen Hause hier anzugehören,es mir
stets die höchste und heiligste Pflicht war, dem Vertrauen, welches mir Ihre Wahl dokumentirt
hat, im vollsten Maße gerecht zu werden, so werde ich auch ferner nach bestem Wissen, mit ganzer
Kraft und vollster Ausdauer des Amtes walten, welches Ihr Vertrauen mir nunmehr zugewiesenhat.

Ich danke Ihnen nochmalsherzlichst. (LebhaftesBravo!)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! In Folge der jetzt getätigten Wahl

haben wir morgen eine andere Wahl als Ersatz des jetzt gewählten Vorsitzenden des Provinzial¬
ausschusses Graf Beissel zu thätigen und außerdem (Zuruf des Herrn LandeshauptmannsDr. Klein:
Stellvertreter des Vorsitzenden vom Provinzialausschuß!)und den stellvertretenden Vorsitzenden des
Ausschusses müssen wir morgen wählen, ferner einen Stellvertreter für Herrn AbgeordnetenEich.
(Zuruf: In Aachen auch!) Das steht heute nicht auf der Tagesordnung. Also die Reihenfolge
werde ich noch bestimmen.

Meine Herren! Es ist nun die Bitte an mich gerichtet worden von Herrn Abgeordneten
Klotz in Düren, der nach Düren jetzt gleich weg muß, ob nicht die Nummer, bezüglich deren er
Referent ist — es ist die Nummer 10 unserer Tagesordnung — jetzt vorher genommenwerden
kann. (Rufe: Ja!) Ich frage, ob dagegen Widersprucherfolgt. — Es erfolgt kein Widerspruch.

Ich bitte also Herrn AbgeordnetenKlotz, das Referat über Nr. 10:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pro¬
vinzialausschusses, betreffend die Uebertraguug des Eigenthums der in
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die Verwaltung und Unterhaltung engerer Kommunalvcrbiinde abgetre¬
tenen und noch abzutretenden Prouinzialstraßenstrecken an diese Verbände,

zu übernehmen.
Berichterstatter AbgeordneterKlotz: Meine Herren! Durch § 18 des Dotationsgesetzes

vom 18. Juli 1875 ist es den Provinzialverbänden überlassen geblieben, die Verwaltung und
Unterhaltung der ihnen überwiesenenStaatschausseenauf engere Kommunalverbändezu übertragen
und zwar nach Maßgabe der mit denselben zu treffendennäheren Vereinbarungen. Der 26. Rhei¬
nische Provinziallandtag hat am 5. Mai 1879 beschlossen, von dieser Befugniß Gebrauch zu
machen, und hat eine derartige Ermächtigungdem Provinzialausschußertheilt und der Pruvinzial-
ausschuß hat seinerseits von dieser ihm eingeräumten Befugniß ebenfallswieder einen ziemlich ergiebigen
Gebrauch gemacht, indem er bis jetzt rund 478 Kilometer Provinzialstratzenstiecken an Stadt- und
Landgemeindenübertragen hat. Das Eigenthum an diesen abgetretenenStraßenstreckenhat er sich
aber stets vorbehalten. Bis dahin bestand nämlich die Ansicht, daß nach dem Wortlaut des
Dotationsgesetzesdiese Gigenthumsübertragungnicht zulässig sei, weil, wie ich ja vorhin ausgeführt
habe, darin nur von der Uebertragung der Verwaltung und Unterhaltung die Rede ist, aber die
Möglichkeit nicht erwähnt wird, daß auch das Eigenthum übertragen weiden kann. Diese Ansicht
hat man nun aber in letzter Zeit fallen lassen und es sind bereits mehrere andere Provinzen dazu
übergegangen, auch das Eigenthum selbst zu übertragen und zwar auf Grund eines Erlasses der
Herren Minister der öffentlichen Arbeiten uud des Innern vom 7. Februar 1900.

In diesem Erlasse wird erklärt, daß nichts dagegen zu erinnern ist, wenn in den betref¬
fenden Fällen auch die Uebereignung von Chausscestraßenvorgenommen wird, sofern dieses im
Interesse sowohl der Provinz als auch der Kommunalverbände erfolgt. Insbesondere wird eine
solche Uebereignungdann empfohlen,wenn bereits derartigeProvinzialstraßenstrecken den Charakter
von städtischenStraßen angenommen haben. Da nun mit der Unterhaltung und mit der Ver¬
waltung auch die wichtigsten Verfügungsrechteauf die Gemeinden übertragen werden, also nament¬
lich auch die Concessiunsertheilung für die Kanalisation, Gas-, Wasserleitung,Elektricitätswerke,für
Kleinbahnen «., so hat eigentlich dieses nackte Eigenthum, welches der Provinz verblieben ist, gar
keinen Werth mehr. Andererseitshaben aber die betreffenden Gemeindenein begründetesInteresse,
ihrerseits das wirkliche Eigenthum zu erhalten. Namentlich bestehen Zweifel, wem denn
eigentlich das polizeiliche Hoheitsrechtauf derartigen Strecken zusteht. So verlangen verschiedene
Vertreter der Landespolizeibehördc,daß bei Gesuchenum Baukonccssionenerst die Kreisbehörde
gefragt wird, und daß dieser ein Prüfungsrecht zustehen soll. Dieselbewendet sich dann erst wieder
an den Provinzilllbauinspektor. Von diesem kommt die Sache wieder an die Kreisbehördeund
von der letzteren an die betreffende Gemeinde zurück. Auf diese Weise geht manchmal sehr viel
Zeit verloren. Wenn dann auch noch Differenzender Ansichten bezüglich der Genehmigungder
Eoncesstonoder der Bedingungen derselben entstehen, so ist das für die betreffendeGemeinde
natürlich höchst unbequem. Die Gemeinden haben deshalb ein großes Interesse daran, daß ihnen
das wirkliche Eigenthum übertragen wird.

Die Provinz hat, wie ich Ihnen schon ausführte, absolut gar keine Rechte mehr bei diesem
nackten Eigenthum, aber mancheunangenehmenVerpflichtungen.

Der Herr Landeshauptmann hat ja bei der Gtatsrede ausgeführt, daß sehr oft bei solchen
Provinzialstraßenstrecken,an denen viel gebaut ist, von der Sanitätsbehörde verlangt wird, daß
die betreffenden Chanffeegräbenkanalistrt werden. Es werden dann von der Provinz erhebliche
Zuschüsse verlangt. Das alles würde wegfallen,wenn sie des Eigenthums ledig wird.
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Dann ferner kommt es auch öfters vor, daß eine Baufluchtlinie an solchen Provinzial-
straßenstreckenanders gelegt wird, und zwar in die Provinzialstraße hinein; dann bleiben einige
Absplisseübrig, welche die Provinz bei jetztigem Stande der Sache nicht ohne weiteres verkaufen
darf, weil sie das erst thun kann mit Genehmigungder Gemeinde,welcher die Unterhaltung und
Verwaltung übertragen ist.

Sie sehen, daß es nach jeder Seite wünschenswerth ist, daß von der Bcfuguiß, die bereits
andere Provinzen sich angeeignet haben, Gebrauch gemacht wird. Ich betone dabei ausdrücklich,
daß der Provinzialcmsschußnicht dadurch gezwungen wird, alle ProvinziMraßen als Eigenthum
den Kreisen oder Gemeinden herzugeben, sondern daß er nur die Befugniß erhält, in geeigneten
Fällen nunmehr auch wirklich das Eigenthum zu übertragen.

Aus allen diesen Gründen hat die Fachkommission einstimmigbeschlossen,den Antrag des
Provinzilllausschusscszu dem ihrigen zu machen, welcher dahin geht:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, den Provinzialausschußzu ermächtigen, in den
Fällen, wo die Uebertragungder Verwaltung und Unterhaltung von Provinzialstraße«
bereits stattgefundenhat oder noch stattfinden wird, geeignetenFalls den betreffenden
Kreisen, Stadt- und Landgemeindenauch das Eigenthum am Straßenlürper und den
Zubehörstücken unter den zweckmäßig erscheinenden Bedingungen zu übertragen".

Vorsitzender Fürst zu Wied: Sie haben die Anträge der Fachkommission gehört. Ich
frage, ob hiergegen etwas zu erinnern ist. — Es meldet sich Niemand zum Wort. — So
konstlltire ich, daß der hohe Landtag den Anträgen der Fachkommission einstimmigbeistimmt.—
Es ist dieses der Fall.

Wir kommen nunmehr zu Nr. 2 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung
der Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen, für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr Abgeordneter von Breuning hat den Vortrag. Ich ersuche ihn, denselben
zu halten.

BerichterstatterAbgeordneter von Breuning: Die I. Fachkommission beantragt gemäß
Drucksache 90, welche ja vertheilt ist: Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichneten Haushalts¬
plan unverändert annehmen.

Es schließt dieser Plan in Ginnahme und Ausgabe mit 48000 Mark, mithin sind 6400
Mark in Einnahme und Ausgabe mehr vorgesehen als im Vorjahre.

Zur Begrüudung ist in Gemäßheit der Bemerkungdes Etats anzuführen, daß es wünschens¬
werth erschien, die Bearbeitung und Fertigstellungder Denkmälerstatistik nach Möglichkeit zu fördern.

Hiernach schien die Einstellung einer erhöhten Summe in Ausgabe und demgemäß auch
in Einnahme der Kommission für geboten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne hierüber die Diskussion.
Da sich Niemand zum Worte meldet, schließe ich die Diskussion uud stelle fest, daß das

hohe Haus auch diese Anträge einstimmigangenommenhat.
Wir kommen zu dem

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung
der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier für die Rechnungsjahre vom
1. April 1901 bis 31. März 1903.

Ich ersuche Herrn Abgeordnetenvon Breuning seinen Vortrag zu halten.

13
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BerichterstatterAbgeordnetervon Breuning: Auch zu diesem Etat beantragt die I. Fach¬
kommission die Zustimmung und Genehmigungdes hohen Hauses. Es ist auch hier eine Erhöhung
der Einnahmen und Ausgaben vorgesehen, aber nur im Betrage von 1800 Mark, so daß der Etat
mit 41 800 Mark balancirt.

Die Erhöhung ist bedingt durch eine Erhöhung des Gehalts für den so verdienten Leiter
des Museums zu Trier sowie durch das Anwachsen verschiedener sächlicher Ausgaben, bezüglich
deren sich übrigens nichts auffälligeszu bemerken findet. Es ist dies Anwachsen dieser sächlichen Aus¬
gaben vielmehr unvermeidlich,sollen die in Frage stehenden Anstalten ihren Aufgaben voll genügen.
Es würde sogar eine erhöhte Ausgabe, eine Vermehrung über das jetzt Vorgesehenenothwendig
gewesen sein, wäre nicht ein Wechsel in der Leitung der Anstalt in Vonn eingetretenund für den
neueingetretenen Herrn nur ein Anfangsgehalt vorzusehen gewesen. Die vermehrten Ausgaben werden
zum größten Theil gedecktdurch vermehrte Einnahmen bei dem Museum zu Trier. Eine Erhöhung
des Provinzialzuschusses hat 'hiernach nur um 600 Mark stattzufinden. Auch diese würde entbehrlich
gewesen sein, wäre der Besuch und überhaupt wäre die Einnahme bei dem Museum in Bonn eine
dem Museum zu Trier entsprechende.

Es steht zu hoffen, daß die unausgesetzten Bemühungen der Verwaltung des Museums
in Bonn einen dahin gehendenErfolg haben werden. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünschthierzu Jemand das Wort? — Es ist nicht der
Fall. Dann nehme ich an, daß das hohe Haus den Antrag genehmigt.

Wir gehen zur nächstenNummer der Tagesordnung über.-
Antrag der I. Kommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Erweiterung des Provinzialmuseums in Trier.

Herr Abgeordnetervon Breuning hat auch hier den Vortrag übernommen.
BerichterstatterAbgeordnetervon Breuning: Meine Herren! Die Säle des Museums

in Trier sind überfüllt. Da die Sammlungen sich ihrer Natur nach und bei dem Interesse der
Bevölkerung für dieselben fortgesetztvergrößern, so ist auf die Dauer eine Erweiterung ganz
unvermeidlich. Es stehen nun aber in Folge der Ausführung der Kanalisation in Trier reiche
Funde und damit eine außergewöhnlicheVermehrung der Sammlungen in sehr naher Aussicht,
und es erscheint daher angezeigt,schon jetzt und alsbald die Frage der Erweiterung des Museums
in Erörterung zu ziehen.

Es kommt hinzu, daß außerordentlich werthvolle Stücke, deren Unterbringung in den
jetzigen Sälen unmöglichist, dem Museum angeboten werden, so insbesondereseitens des Consuls
Rautenstrauch in Trier ein Renaissancemonumentaus dem Jahre 1531, welches früher in der
Liebfrauenkirche befindlich war. Dieses Monument ist jetzt in einem Garten aufgestellt, dort den
Unbilden der Witterung preisgegeben und daher in absehbarerZeit dem Ruin ausgesetzt. Das
Monument ist nach Art eines römischen Triumphbogens erbaut, 8 Meter hoch und ist demnachin
keinem der Säle des Museums unterzubringen; es hat nach dem Urtheile der Sachverständigen
einen außergewöhnlichkünstlerischen und kunsthistorischen Werth. Von sachkundiger Seite wird sein
Werth auf 25 000 Mark geschätzt und wird die Erwerbung für das Museum geradezu als ein
Ereigniß bezeichnet.

Es ist nun in Aussicht genommen,zur Unterbringung dieses und einiger anderer Monu¬
mente hinter dem jetzigen Provinzialmuseum auf dem Grundeigenthum der Provinz eine einfache,
große, hohe Halle in den entsprechendenDimensionen zu erbauen, dort diese Gruppe und ihr
gegenüber eine andere große Gruppe aus dem Neumagener Funde, welche nach Art der Igeler



42. Rheinischer Provinziallandtag, 5, Sitzung am 11. Februar 1901. 99

Säule aufgebaut ist, aufzustellen. Andere Fnnde aus der römischen Zeit und aus dem Mittelalter
sollen dann weiter in der Halle zur Aufstellunggelangen und die Wände derselbenschmücken.

Es bittet der Provinzialausschuß und im Anschluß an dessen Bericht und Antrag die
Kommission,das hohe Haus wolle genehmigen, daß Projekte für diesen Ausbau, für die Erweiterung
des Provinzialmuseumsausgearbeitet und demnächst darüber weiter Bericht erstattet werde.

Die Drucksache ist als Nr. 92 den Mitgliedern des Hauses unterbreitet.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob hiergegenetwas zu bemerken ist. — Wenn

das nicht der Fall ist, würde ich annehmen, daß das hohe Haus einstimmig den Anträgen der
Fachkommission beitritt. — Es ist dies der Fall.

Meine Herren! Es ist an mich die Bitte ergangen, jetzt die Punkte 11 und 12 der
Tagesordnung vorzunehmen,weil ein Mitglied, das sich dafür interessiert, nachher wegreisen muß.
Wenn lein Widersprucherfolgt, so würbe ich dies wohl thun dürfen, —

Es erfolgt kein Widerspruchund so würden wir zu den Punkten 11 und 12 übergehen.
11. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-

zialausschusses, betreffend die Organisation des landwirthschaftlichen
Winterschulwesens und des Wanderlehrthums in der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Graf und Marquis vou und zu Hoensbroech.
Ich ersuche ihn, seinen Vortrag zu halten.

AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Die gesetzliche Grund¬
lage, meine Herren, der Betheiligung der Provinz an den Winterschulenliegt im § 14 des Gesetzes
vom 8. Juli 1875 über die Ausführung des Dotationsgesetzes, wonach die „Unterstützungniederer
landwirthschaftlicheiLehranstalten" den Provinzialverbänden obliegt. Die Winterschulenund das
Wanderlehrthum waren vom Beginn ab Unternehmungendes landwirthschaftlichen Vereins. Nach¬
dem diese Unterstützungspflicht der Prouinzialuerbändegesetzlich ausgesprochen war, war es erforderlich,
nunmehr ein festes Verhältniß zwischen der Provinz und dem Träger der landwirthschaftlichen
Winterschuleneinzurichten. Dies erfolgte zunächst im Jahre 1878 dadurch, daß der damalige
Vorsitzende des landwirthschaftlichen Vereins für Rheiupreußen der Provinzialvertretung die Grund¬
züge einreichte, nach welchen das Winterschulwesen dauernd sich zu gestalten habe. Diese Grund¬
züge, meine Herren, sind — das darf ich hervorheben und habe es auch mit Zustimmung des
Ausschussesschon hervorgehoben— ein Muster von Klarheit und Weitsichtigkeit. Der Beweis
dafür ist dadurch gegeben, daß an diesen Grundzügen nach 25 Jahren auch nicht ein Iota ist
geändert worden.

Nunmehr nahm, dank der Unterstützung der Provinz und der Thätigkeit des landwirth¬
schaftlichen Centralvereins, das Winterschulwesen einen erneuten und blühendenAufschwung, so daß
die Anforderungen,welche an die Provinz gestellt wurden, von Jahr zu Jahr steigende waren.
Während im Jahre 1878 der gesammteEtat für landwirthschaftliche Zwecke 30600 Mark betrug,
belief derselbe sich schon im Jahre 1882 für die Winterschulen allein auf 45000 Mark. Bei
diesen steigenden Anforderungen,welche an die Provinz herantraten, schien es erforderlich, an Stelle
des bisherigen loseren Charakters der Verbindung zwischen Träger und Provinz eine festere
statutarischeRegelung vorzunehmen;diese erfolgte im Jahre 1885.

Auch hierdurch breiteten sich die Winterschulcnvon neuem aus, so daß, während im Jahre
1882 die Zahl der Winterschulenin der Provinz 12 betrug, es bereits im Jahre 1895 23 waren
mit einem Aufwand für die Provinz von 72 200 Mark. Iemehr das Winterschulwesenan Aus¬
dehnung gewann und jemehr die materiellen Mittel der Provinz hierfür in Anspruch genommen
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wurden, destomehrentstand auch seitens der Provinz und ihrer Vertretung das Bedürfniß, den¬
jenigen Einfluß auf die Einrichtungenund die Gestaltung des Winterschulwesens zu nehmen, welcher
ihrer materiellen Betheiligung entsprach. So erfolgte im Jahre 1895 eine neue statutarische
Regelung mit dem laudwirthschaftlichen Verein, welche heute uoch in Geltung ist.

Inzwischenfand durch Königliche Verordnung vom 15. März 1899 die Errichtung unserer
Lllndwirthschaftskammerauf Grund des Gesetzes vom 30. Juli 1894 statt. Sie erinnern sich,
meine Herren, daß auf Grund der Vorschrift der Satzungen unserer Lllndwirthschaftskammerfür
die Rheinprovinz diese verpflichtet ist, auf Antrag des landwirthschaftlichcn Vereins die Anstalten
desselbenin ihre Verwaltung zu übernehmen. Eine derartige Uebernahme verschiedener Anstalten
fand sofort nach Bildung der Landwirthschaftskammerstatt, und es zeigte sich im Laufe der beiden
letzten Jahre bei beiden Theilen das Bedürfniß und der Wunfch,daß auch das landwirthschaftliche
Winterschulwesen seitens der Lllndwirthschaftskammer übernommenwerde. Selbstredend konnte bei
den bindenden Abmachungenzwischenlandwirthschaftlichem Verein und Provinz diese Uebernahme
nicht einseitigerfolgen, sondern mußte im Einvernehmenmit den Vertretern der Provinz und end¬
gültig also durch Beschlußdes hohen Hauses stattfinden.

Dies ist, meine Herren, wenn ich so sagen soll, die Genesis der Grundzüge, welche Ihnen
auf Vorschlag des Provinzialausschussesund auf Antrag der Fachkommission hiermit vorgelegt weiden.

Bei Feststellungdieser Grundzüge, welcher längere Berathungen vorausgegangensind, war
seitens der Provinz der Gedanke maßgebend, daß, wenn das lcmdwirthschciftlicheWinterschulwesen
an die Lllndwirthschaftskammerüberwiesen würde, es dann einen Träger bekäme, der gesetzlich
fundirt sei und der die gesetzliche Vertretung der gestimmten rheinischen Landwirthschaftbilde, daß
daher der Landwirthschaftskammerweitere Befugnisse in Bezug auf die Ausbildung und die Ver¬
waltung der Winterschulengegeben werden tonne.

Meine Herren! Diese Befugnisse finden Sie in 8 2, in dem die landwirthschaftlichen
Winterschulender Lllndwirthschaftskammer unterstellt werden, in Z 3, wonach die Direktoren und
Wanderlehrer Beamte der Lllndwirthschaftskammer werden sollen, im s ?, wonach die Verwaltung
geführt wird durch den Vorstand der Lllndwirthschaftskammer,in: § 8, wonach der Vorstand
der Landwirthschaftskammerdie ihm obliegendenGeschäfte zu führen hat, im § 9 in der Bildung
des Central-Kuratoriums, wonach der Vorsitzendeder LandwirthschaftskammerVorsitzenderdes
Central-Kuratoriums sein soll, und im § 10, wonach der Vorsitzendeder Landwirthschaftskammer
die laufenden Geschäfte der Winterschulenführt. Dabei übernahm die Provinz auch wie bisher
ihre volle materielle Verpflichtung,welche Sie im 8 5 ausgedrücktfinden, indem die Provinz für
jede Winterschuleeinen Zuschuß von 2500 Mark gewähren soll, und im § 6, in dem die Provinz
die Pensions- und Hinterbliebenen-Versorgungder Direktoren der landwirthschaftlichen Winterschulen
einschließlich der Wanderlehrer nach Maßgabe der Bestimmungenfür die Provinzialbeamten und
unter Verzichtauf Beiträge der Landwirthschaftskammerübernimmt.

Diesen Verpflichtungender Provinz gegenüber,welche in den §§ 5 und 6 enthalten sind,
entsprang das lebhafte Bedürfniß, daß auch bei dieser Neuregelung der Provinzialvertretung eine
Stellung vorbehalten bliebe, die sie in die Lage setzte, die Interessen der Provinz ausreichendzu
wahren. Das hat zu den Bestimmungenin H 3 geführt, wonach Aufträge des Landeshauptmanns
von den Direktoren der landwirthfchaftlichenWinterschulen zu erledigen sind, in s 9 in der
Zusammensetzung des Central-Kuratoriums, in Z 12, wonach die Feststellung des Normal-Besol«
dungsplllnes der Zustimmung des Provinzialausschussesunterliegt, und im § 13, wonach an der
Ueberwachung des Winterschulwesens die Provinzialverwaltung in besondererWeise theilnimmt.
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Ich muß noch einige Punkte hinzufügen in Bezug auf den § 9, auf die Bildung des Central-
Kuratoriums Es war dringend wünschenswert!) für die Provinz/ daß das Ccntral-Kuratorium
eine Zusammensetzung erfahre, welche es ausschloß, daß die außerhalb der Provinzialverwaltnng
stehendenVertreter die Vertreter der Provinzialverwaltnng irgendwiemajonsiren können. Deshalb
ist hier im 8 » die Bestimmung aufgenommen,daß neben dem Vorsitzenden des Provmzmlaus-
schu ses und neben dem Landeshauptmann der Rheinprouinz noch zwei Vertreter der Provinzml-
verwaltung Mitglieder des Ceutral-Kuratoriums sein sollten, so daß also in dem Central-Kura-
torium welches aus 7 Mitgliedern besteht, die Provinzialuertretung 4 Sitze von diesen 7 mne hat.
Damit' kann die Stellung der Provinzicilverwaltung für alle Zeit als eine ihrer materiellen
Bettmliauna entsprechende angesehen weiden.

Das meine Herren, sind in großen Zügen die Bestimmungen, welche die Grundzüge
enthalten und welche die IV. Fachkommission Ihnen zur Annahme empfiehlt.

Ich bemerke hierzu noch, daß die IV. Fachkommissionm Bezug auf 8 9 zwei Abanderungs.
anträac Ihnen vorschlägt. Wenn Sie die Güte haben, die Drucksache in die Hand zu nehmen,
so finden Sie im 8 9 daß Mitglied des Central-Kuratoriums sein soll ein Delegirter des land-
wir lMastlichen Vereins für Rheinpreußen. Es schien bei der hervorragendenStellung, welche der
landwirthschaftliche Verein seit Jahrzehnten nnd Generationen im Winterschulwesen einkommen
hat als Gründer und als langjährigerTräger desselben, angemessen, daß diese Mtgliedschaft auf den
«deuten des landwirtschaftlichenVereins übertragen würde. Daher schlagt Ihnen die Fach-
lonnnMn vor statt der Worte „einem Delegirten des landwirtschaftlichenVereins für Rhem-
preußn« zu setzen: „dem Präsidenten des landwirtschaftlichenVereins für Rheinprenßen«

Damr schlägt Ihnen die Fachkommission am Schlüsse des § 9 folgenden Zusatz vor:
Der Direktor der landwirtschaftlichenHochschule zn Bonn-Poppelsdorf wird zu allen Schungen

des Central Kuratoriums mit berathender Stimme eingeladen".
Meine Herren' Es wird für das Central-Kuratoriumbei Beurtheilung der Pcrsonenfragen

von der größten Wichtigkeit sein, gerade das Urtheil desjenigenMannes zu haben durch besten
Hände Wenn ich so sagen soll, die Kandidaten für derartige Posten vorgebildetsm°, welcher der
Lehrer' dieser Herren gewesen ist. Deshalb ist es anch durchaus sachgemäß, wenn der Direktor der
Akademie Povvelsdorf mit berathender Stimme zum Eentral-Kuratorium hinzugezogen wird.

Was mm die formale Behandlung betrifft, fo soll nach Nr. 2 des Antrages das nene
Vertragsverhältniß mit der Landwirthschaftskammer mit dem 1. April 1901 beginnen. Daher soll
der Provinz alaussch ermächtigtwerden, sowohl den bestehendenVertrag mit dem landwnth-
MMche^Verew zu lösen, als anch den nenen Vertrag mit der Landwnthschaftskammer

abzuschließen. ^ ^^ ^ ^^ ^ ^„^ der IV. Fachkommission.
Stellvertretender Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. Herr Abgeordneter

stzreiberr von Schorlemer hat das Wort.
AbgeordneterDr. Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Ich kann es, glaube

ick <Nnen und mir ersparen,Ihnen die Annahme der vorgeschlagenen Grundzüge für die Organi¬
sation des landwirthschllftlichen Winterschulwesens in der Rheinprovinz noch besonders zu empfehlen.
^<5 meine daß die beiderseitigen Interessen sowohl der Provinzialverwaltnng wie der Landwirth-
sHaftskammerin diesen Grundzügen auf das beste gewahrt sind. In der sicheren Aussicht, daß
die V°Mlä°e der IV Fachkommission, welche ja auch bereits die Zustimmungsowohldes Vorstandes
der Landw rthschastskammerwie auch des Provinzialausschussesgefundenhaben, Ihre wohl em-
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stimmige Annahme finden werden, möchte ich nicht unterlassen, bei dieser Gelegenheitden Dank
der rheinischenLandwirthschaft dafür zum Ausdruck zu bringen, daß gerade bei diesen Verhandlungen
die Provinzialverwaltung und in erster Linie der verehrte Herr Landeshauptmann unseren Wün¬
schen in jeder Hinsicht entgegengekommen ist. Ich muß es ebenso anerkennendhervorheben,daß
auch der landwirthschaftliche Verein für Rheinpreußen seine bisherigen Interessen preisgegebenund
sich bereit erkliirthat, daß diese seine Schulen, für welche er große Opfer gebrachtund viele Vcr<
dicnste aufzuweisengehabt hat, nunmehr an die Landwirthschaftskammer übergehen. Ich bin von
dem Präsidenten des landwirthschaftlichen Vereins noch besondersgebeten und ermächtigtworden,
hier zu erklären, daß der landwirthschaftliche Verein für Rheinprcußen sowohl mit der Kündigung
des Vertrages als auch damit einverstanden ist, daß die Schulen bereits am I. April d. I,
auf die Landwirthschaftskammerübergehen.

Stellvertretender VorsitzenderBecker: Es meldet sich sonst Niemand mehr zum Wort.
Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl ohne besondereAbstimmungfeststellen, daß die
Versammlung mit den Aenderungen, welche Ihre Fachkommission in Vorschlaggebrachthat und
die von dem Berichterstatterbefürwortetsind, einverstandenist.

Wir kommen dann zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung Nr. 12:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwal¬
tung der landwirthschaftliche« Angelegenheiten — nebst

Anlage ^, Voranschlag für die Provinzial-Wein« und Obstbauschule
in Trier,

Anlage L, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule
in Kreuznach

für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.
Berichterstatter ist Herr AbgeordneterHeising, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Heising: Meine Herren! Sie finden den Haushaltsplan

für die Verwaltung der landwirthschaftlichen Angelegenheitennebst Anlagen ^ und L, Voranschläge
für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulenin Trier und Kreuznach, in der Anlage XX des
Haushaltsplanes S. 498 ff. Der Etat schließt in Einnahme und Ausgabe ab mit einer Summe
von 528 365 Mark 12 Pfg. gegen 406 59? Mark 92 Pfg. im Vorjahre, also mit einem Mehr
von 121 76? Mark 20 Pfg., welches Mehr Sie auf der rechte« Seite des Etats des Näheren
erläutert sehen, so daß ich wohl nicht mehr darauf einzugehen brauche.

Im einzelnensind die Etatspositionenvon der IV. Fachkommission einer genauen Prüfung
unterzogen worden und hat sich Ihre IV. Fachkommission mit dem Etat einverstandenerklärt.

Nur zu den Punkten 1 und 5 des Etats werden einige Bemerkungen nothwendig sein.
Zuerst möchte ich zu Punkt 1 der Ausgabe: „Zuschüsse für die landwirthschaftlichenWinterschnlen"
hervorheben, daß bezüglich der Errichtung zweier weiterer landwirtschaftlicher Winterfchulen in
Eleve und St. Vith augenblicklich Verhandlungen schweben, die aber bisher noch nicht zum Ab¬
schluß gelangt sind. Mit Rücksichtdarauf, daß das neue Statut für die Errichtung und die
Leitung der landwirthschaftlichenWinterfchulennunmehr eine wesentliche Aenderung erfahren hat,
indem durch dasselbe der Landwirthschaftskammerhierbei eine wesentlicheMitwirkung zufällt,
erscheint es nicht wohl angängig, daß der Provinziallandtag jetzt über die Errichtung dieser Schulen
allein beschließt.

Es werden noch weitere Verhandlungen erforderlich werden. Um aber die etwa für
wünschenswert!) erachtete baldige Errichtung der Schulen nicht bis zum nächsten Zusammentritt des



42. Rheinischer Provinziallandtag, 5. Sitzung am 11. Februar 1901. 103

Provinziallandtags zu verzögern, so ist in der IV. Fachkommission der Antrag gestelltworden,
man möge den Provinzialausschuß im vorliegendenFalle an Stelle des Provinziallandtages er¬
mächtigen, falls überhaupt die Errichtung weiterer landwirthschastlicher Winterschulenin Eleve und
St Vitl/für nothwendigerachtetwürde, die nöthigen Beschlüsse zu fassen.

Eine weitere Erörterung erfordert Nr. 5 der Ausgabe: „Zu Meliorationen und zur Auf¬
besserung der landwirtschaftlichenVerhältnissein den landwirtschaftlich zurückgebliebenen Theilen
der Provinz, sowie zur Förderung landwirthschastlicher Zwecke (Hebung der Rindvieh-, Pferde-,
Mickmlckt u.' s. w.), wie zu Meliorationen überhaupt."

Meine Herren' Sie sehen, daß hier 868 294 Mark 72 Pf. in Ausgabe gestellt smd
aeaen 279 493 Mark 38 Pf. im Vorjahre, also ein Mehr von 88 801 Mark 34 Pf. In dieser
Beziehungsind nun mit diesem Jahre wesentliche Veränderuugen eingetreten. Bisher bestand der
soaenannte Gifelfonds, für welchen die Staatsregierung 200 000 Mark ausgeworfen hatte und
aunerdem 70 000 Mark für den Westfonds,so daß seitens der Staatsregierung für die landwirth-
smaftlick zurückgebliebenen Gegenden der Provinz im Jahre 270 000 Mark bisher in den Etat
aest llt waren Die Provinz gab im sogenanntenNothstandsfonds, der sich aus dem Gifelfonds
und den Fonds für die übrigen Gebirgsgegendenzusammensetzte, 100 000 Mark, für den Westfonds
70 000 Mark und für die übrigen Theile der Provinz den Rest der verfügbaren Mittel nut etwa
109 000 Mark Mit dem laufenden Jahre kommt aber der staatlicheGifelfonds vollständig m
Wenfall und es ist im preußischen Etat eine Position aufgenommen, welche nunmehr nur noch
die zurückgebliebenen Gegenden der westlichen Provinzen allgemeinberechtigt ^n die em Fonds
sind vorgesehen worden 70 000 Mark, die auch früher bereits als Westfonds dort sigurnten, und
150 000 Mark zur Verstärkungdieses Fonds, letztere aber unter der Bedingung, daß die Provinz
einen ebensolchen Betrag in ihren Etat einsetzensollte. . ,, ^-

Es wird seitens Ihrer IV. Fachkommission vorgeschlagen, die vom Provinzialausschußvor¬
gesehene Erhöhung aus Provinzialmittel« vorzunehmenund zwar in der Grwäguug, daß aus dem
b ber beschritteneu Wege unter keinen Umständenstillgestanden werden dürfe. Der Eiselfondsnnd

feitet der Provinz zu diesem Zwecke hergegeben wordensind, haben ganz zwe.fel-
gebirgigeren Theilen unserer Provinz sehr segensreich gewirkt Es ist bereits

Abg ordneten von Grand-Ry eingehend darauf hingewiesen worden, wie ganze

Gemlidn ^ Zustanden in wesentlich bessere Verhältnisse Kommen sind und w,e
Mich allen Richtnngen hin Segen gestiftet ist. Ich glaube, alle diejenigenHerrn, die «der EM,
w Hunsrück im Westewald näher bekannt sind, werden bestätigen, daß nach ,eder Richtung hm
dieses Mittel äußer st vortheilhaft gewirkt haben und vor allen Dingen auch m der
3 ^ ^ n. nickt allein Hülfe gewährt, sondern auch Anregungengeboten haben.

Seiten bedauert worden, daß der Eifelfonds nicht mehr in

der bisherigen Form bestehen geblieben ist. Aber andererseitsist auch zu begrüßen, daß nunmehr
ein ander« Fonds an die Stelle gesetzt ist und auch eine gewisse Erhöhung des allgemeinen Fonds

eingetretenist^n ist die Kommission der Ansicht gewesen,daß die von der Staatsregierung vor¬
gesehene Erhöhung noch nicht als cmsreicheud angesehen werden könne, um den berechtigten
Lücken auf diesem Gebiete gerecht zu werden und in demselben Maße wie bisher auch
U r^ helfend zu wirken. Es ist deshalb seitens des Herrn Abgeordneten
von Grand-Ry in der Kommission der Antrag gestellt worden es möge m der Bewilligung von
Mitteln zu diesem ^weck über die Vorschläge des Provinzmlausschusses hinausgegangenund weitere
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50000 Mark in den Etat eingestelltwerden in der sicheren Erwartung, daß auch seitens der Staats-
rcgierung weitere 50 000 Mark bewilligt werden würden. Es ist in der Kommission hervorgehoben
worden, daß der Herr Minister nach dieser Richtung hin bereits eine Zusage gemacht habe, die
allerdings für das nächste Etatsjahr 1901 nicht mehr zur Ausführung kommen könnte, dagegen
mit grußer Wahrscheinlichkeit im Jahre 1902 bewilligt weiden würde.

Die IV. Fachkommissionstellt deshalb den Ihnen unter DrucksacheNr. 75 vorliegenden Antrag
„Der Provinziallandtag wolle:

1. den vorgenanntenHaushallsplcm ucbst den bezeichnetenAnlagen ^ und L unverändert
annehmen;

2. den nachstehenden Anträgen
»,) des Pruvinzialcmsschusses:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschlußermächtigenfür den Fall,
daß die Errichtung vou lcmdwirthschaftlichen Winterschnlen in Eleve und St. Vith
für zweckmäßig erachtet werden sollte, dieser Errichtung an Stelle des Provinzial-
landtngs zuzustimmenund die dafür erforderlichen Mittel aus.bereiten Beständen
zu entnehmen",

d) des Abgeordnetenvon Grand-Ry:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen, den Provinzialausschußzu ermächtigen,
aus den Uebelschüssen der Provinzialeinnahmen 50 000 Mark zu entnehmen und
zu Zwecken des Titel I Nr. 5 des Haushaltsplans für die landwirthschaftlichen
Angelegenheitenzu verwenden"

gemäß beschließen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herreu! Ich frage, ob hierzu Jemand das Wort

wünscht. — Wenn das nicht der Fall ist, dann erkläre ich die hier vorgetragenenAnträge der
IV. Fachkommission für einstimmiggenehmigt.

Wir kommennunmehr zu Nr. 5 unserer Tagesordnung.
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der P.rovinzial-
Heil- und Pflegeanstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhauscn,
Grafenberg und Merzig, für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis
31. März 1903.

Herr Abgeordneter Dr. Stratmcmn ist Berichterstatter. Ich bitte ihn, den Bericht
zu erstatten.

BerichterstatterAbgeordneterVi». Stratmann: Zur Begründung meines Auftrags, Ihnen
Namens der II. Fachkommission die Annahme der vorliegenden Haushaltspläuc der Provinzial-Heil-
und Pflcgeanstalten zu Andernach,Bonn, Düren, Galkhausen,Grafenbergund Vierzigzu empfehlen,
bedarf es nicht mehr vieler Worte, nachdemder Herr Landeshauptmann in der zweiten Plenarsitzung
die Nothwendigkeitund Zweckmäßigkeit der Mehrforderung von 42 300 Mark so überzeugendnach¬
gewiesen und die nachfolgendenHerren Redner in warmen Worten der Anerkennung dieselbe für
durchaus gerecht und billig erklärt haben, weil sie fast ausschließlichim Interesse der Kranken
selbst gestellt ist.

Diese Haushaltspläne schließen zunächst in sich ein die Ausführung der Beschlüsse des
hohen Hauses vom 40. Provinziallandtage im März 1897, insbesondere die Erhöhung des Ein¬
kommens und die Auszahlung von Prämien für die Pfleger und Pflegerinnen nach 5 jähriger
ununterbrochenerDienstzeit,das ist die Summe von 22 800 Mark für erstere und 15 600 Mark
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für letztere. Aus der Gesammtsummevon 38 400 Mark «giebt sich die erfreuliche Thatsache,daß
die Heil- und Pflcgcanstaltcn doch schon über einen guten Staunn von 58 Pflegern und
52 Pflegerinnen verfüge!,, deren Dienste im Laufe der nächsten Etatspcriodc die Dauer von
5 Jahren erreicht haben oder noch erreichen; es ist dies um so erfreulicher,als früher die Zahl
des Pflegepersonalsziemlich gleich war der Zahl des jährlichenStellenwechsels.

Wie überaus wcrthvoll es ist, den Kranken bewährte, erfahrene und treue Pfleger zu
erhalten, auf welche sie vertrauen tonnen und deren Vorzüge sie trotz ihrer geistigen Umnachtung
fast ausnahmslos durchfühlen,so daß die Neuaufgcnommencnsofort in dieses Vertrauen zu ihren
Pflegern eingeführt werden, ist immer mehr und mehr anerkannt worden.

Dieser neuen Mehrausgabe gegenübererscheint der gesummte Mehrbedarf der Irren-Etats
von 42 300 Mark bei einer Gesmnmtbilanz'von 2 384 000 Mark verschwindend klein.

Als neue Ausgaben erscheinen lediglich folgende:
1. die Umwandlung der zweiten Arztstellc iu Andcrnach in eine Oberarztstcllc ^ 900 Mark

mehr; sie hat sich als nothwendig erwiesen, weil dort die bisherige 2. Arztstelledem
beständigenWechsel verfallen war.

2. die Einrichtung von dritten Arztstellc» bei den Anstalten zu Andernachund Bonn,
wodurcheine Mehrausgabe von 2 X 2700 --- 5400 Mark hervorgerufen wird, die
Zahl der nicht fest angestelltenHülfsärzte zu vermindern, gab die Veranlassung dazu.

3. die Erhöhung der Assistenzarztgehältcr von 1200 auf 1500 Mark, steigend alle 2 Jahre
um 200 Mark bis zum Höchstbetragc von 2500 Mark; zu den bisherigenSätzen von
1200 Mark steigend bis zu 2000 Mark hatten sich geeignete Bewerber nicht mehr
finden lassen.

Trotz der in den Etats enthaltenen Vcrmindcrnng der Ausgabe für die Beköstigungder
Kranken in Andcrnachum 2500 Mark, in Bonn uud Dürcn um je 1000 Mark, in Grafcnbcrg
um 7000 Mark und in Merzig um 2000 Mark — die Erhöhung in Galkhaufcnum 7? 750 Mark
ergibt sich aus der Vermehrung der Krcmkcnzahlvon 400 auf 600 — ist die Beköstigungder
Kranken eine bessere geworden durch die allgemeineDurchführung eines zweiten Frühstücksund
durch die beste Qualität der verabreichte»Speisen.

Dies findet seine Begründung in dem jetzigen vernünftigeren,beschränkten Snbmissions-
Vcrfahren. . , , ,.

Nur die leistungsfähigsten,zuverlässigsten Firmen weiden zur Submission eingeladen; die
eingesandten Waarcnproben, deren Einsender vorläufig unbekannt bleiben, werden hier an der
Ccntralstelle in' Düsseldorf von den Verwaltern auf das Eingehendste geprüft und ausgesucht;
von hier aus erfolgt der Verfeindan die einzelnenAnstalten. Anf diese Weise wird nicht nur
eine wesentliche Preisermäßigung, sondern auch die sichere Gewähr für beste Waare erzielt.

Vou besonderem Interesse für die Fachkommission war die genau angestellteBerechnung
der Zahl des Pflegepersonals zur Zahl des durchschnittlichen täglichen Bestandesdes letzten Jahres-
Dieses Verhältniß verhielt sich in den Anstalten zu Andernach, Bonn, Dürcn, Grafenberg und
Merzig der Reihe nach wie 1 : 6, : 8, : 6, : 5 u. : 5. Durchfchnittlich kam alfo auf je 6 Kranke ein
Pfleger oder eine Pflegerin! Vor dicfer Thatsache muß auch der letzte Zweifel verstummen,daß
fiir die Kranken in den RheinifchcnProvinzinl-Irrcn- Heil- und Pflegeanstalten in unübertrefflicher
Weise gesorgt ist. .,«,,<..,<., ^ ,«

Den äußerst wohlthuendenEindruck, deu ein sachkuudiger Bericht über die Entwicklung
des Irrcnwesens im Nheinlcmdeund der vorgestrigeBesuch der neuen Anstalt in Galkhnusenauf
die Fachkommissiongemacht hat, mochte ich zum Schlüssemit ganz kurzen Worten auch auf das
gesummte hohe Haus übergehenlassen.
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In die lange Nacht der barbarischenBehandlung der Geisteskranken durch das allgemeine
System der Unschädlichmachung,Einsperrung in Käfige, Anlegung von Ketten u. s. w. drang in
die Rheinprovinz im Jahre 1825 der erste Lichtstrahl in dem Versuche,das alte Abteigebäudezu
Siegburg in eine Irrenheil anstatt mit 200 Betten umzuwandeln. Bis 1865 ist sie auch die
einzige Heilanstalt geblieben, hat sich aber nicht das ihr gebührendeVertrauen in der großen
Bevölkerung gewinnen und ausdehuen können, trotz glänzender ärztlicher Namen. Die starke
Ueberfttllung zeitigte im Jahre 1865 den Beschluß des 18. Provinziallandtags, 5 neue Irren-
Heil- und Pflegeanstalten zu bauen, für jeden Regierungsbezirkje eine. Die Ausführung dieses
Beschlussesin den 70 er Jahren entsprach den damaligen neuesten Erfahrungen; die Anstalten
wurden deshalb Muster für die anderweitig zu errichtenden. Der gleichzeitige Bau derselbe»
brachte aber den Uebelstandmit sich, daß das, was später als ein Fehler erkannt wurde, nun auch
in allen Anstalten zu finden war und dessen möglichste Abstellungzu großen Veränderungen und
Kosten führte.

Auf Fesseln und mechanischeZwangsmittel ist zwar verzichtetworden, aber die Beschrän¬
kung der Bewegungsfreiheitdurch zahlreiche Tobzellen, Fenstcrgitter, hohe Mauern nm die Innen¬
höfe blieb bestehen. Die Kranken fühlten es unwillkürlichdurch, Gefangene zu sein.

Die Ueberzeugung,daß diese ängstlicheArt des Einschlicßensder Geisteskranken nicht das
Richtige sei, brach sich immer mehr nnd mehr Bahn und immer mehr ging man dazu über, den
Irren, soviel es ihr Zustand nur gestattete,möglichste Freiheit der Bewegung zu geben; die Noth¬
wendigkeit der Beschäftigung,namentlich der landwirthschaftlichen,wurde immer mehr anerkannt;
die ärztliche Behandlung zog sich immer mehr von der Einschließung hiutcr Gittern und Mauern
zurück und erkannte den besseren Weg in der verstärktenBeaufsichtigungund intensiverenPflege,
ärztlichen Beobachtung und Anordnung. Die vorzüglichenErfolge auf diesen neuen Wegen, des
sogenannten Colonial- und offenen Thür-Systems, zuerst erzielt in der Anstalt Alt-Scherbitz in
Sachsen vom Jahre 1886 an, änderten auch mit einem Schlage den Banplan für Irren-Heil-
Anstaltcn, statt der gefängnißartigenmächtigen Gebäude einfacheLandhäusermit privatem Charakter,
in denen die Kranken sich heimisch fühlen; statt der bequemenZellenbewahrung Bettbchandlung,
Dauerbäder und stete Ueberwachung,statt des müßigen Hmbrütens zerstreuende Beschäftigung,
namentlich landwirthschaftliche Beschäftigung.

Diese neue und segensreiche Errungenschaftin: Irrenhcilwesenfindet ihren höchst anmuthen-
den zunächst baulichen Ausdruckin der nenen Irren-Heil- und -Pflegeanstalt in Galkhausen,welche
vorgestern von der II. Fachkommission besucht worden ist; eine Anstalt, aus 1? reizendenLand¬
häusern und Villen bestehend, zerstreut in einem großen Waldparke und anstoßend an ein großes
landwirthschaftlichesGut; jedes Landhaus ist dem Charakter der Geisteskrankheitder Insassen
angepaßt, keines anders eingefriedigt,als mit einem Zaun aus leichten, niedrigen Holzstäbcn. Unser
Staunen und Bewundern wuchs von Schritt zu Schritt auf nnserm Rundgang durch diese ein¬
zelnen Gebäude; überall Ordnung und Reinlichkeit,überall praktische, äußerst behagliche Einrich¬
tung, überall Ruhe und Frieden, selbst in dem Lcmdhause für die Unruhigen, überall die sich stets
mehr aufdrängende Ueberzeugung treucster Hingabe und Pflichterfüllung der Aerzte, der Pfleger
und Pflegerinnen, der Beamten und Bediensteten,nicht minder auch der Ccntral-Verwaltung und
Aufsichtsbehörde 1a»t not Isast überall in jedem Kranken- und Wirthschaftsgebäude,im Keller und
auf dem Speicher, in Küche und Waschraum und in den Werkstättenund Maschinenhallendie
neue wohlthuende Bestätigung, daß sich hier Menschlichkeit und Nächstenliebe,Wissenschaft, Kunst
und Technik die Hand reichen, um den Kranken in der schonendsten Weise zu helfen, und daß alle
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Hülfsmittel, alle Verbesserungen,welche der Fortschritt unseres Wissens und Könnens bringt, hier
verwendetworden sind und noch uerwendetweiden.

Meinen Bericht hierüber möchte ich nicht schlichen, ohne namens der II. Fachtommission
von dieser Stelle aus Alleu die diese herrliche und segensreiche Anstalt ersonnen, geplant und
ausgeführt haben und sie sowohl wie alle anderen Irren-Heil- und Pflegeanstalten jetzt im heil¬
kräftigstenBetriebe erhalten, den wärmsten Dank cmszusprechcn.Die Rhcinvrovinz darf stolz sein
auf diefe ihre HumanitärenAnstalten und die Krone derselben in Galkhausen.

An den einzelnenEtats hat die Kommission nichts auszustellengefunden. Sie beantragt
deshalb:

„Der Provinziallandtagwolle die vorbezeichnetenHaushaltspläne unverändertannehmen".
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünschthierzn Jemand das Wort? — Wenn das nicht

der Fall ist, so nehme ich an, daß das hohe Haus dem Antrage der zweiten Fachkommission ein¬
stimmig zustimmt. — Es ist dies der Fall.

Wir gehen weiter zu:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial«
ausschusses, betreffend die Aufnahme einer Anleihe von 6'/2 Millionen
Mark zur Deckung der vorläufigen Kosten der von dem 39., 40. und 41.
Provinziallandtage beschlossenen Bauten sowie zur Bestreitung einiger
weiterer baulicher Bedürfnisse.

Herr Abgeordneter Dr. Venn ist Berichterstatter. Ich ersuche ihu, seinen Vortrug zu halten.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Venn: Der unter DrucksachenNr. 1? vorliegende Bericht

des Provinzialausschussesbetrifft die Aufnahme einer Anleihe von 6 ^2 Millionen Mark zur Deckung
der vorläufigen Kosten der von dem 39-, 40. und 41. Provinziallandtag beschlossenenBauten sowie
zur Bestreitung einiger weiterer baulicherBedürfnisse.

Diese Anleihe soll dienen erstens zur Deckung der vorläufigen Kosten der vom 39., 40.
und 41. Provinziallandtag beschlossenen Bauten, zweitens für solche Bauten, welche der Pro-
vinzilllausschußwegen ihrer Dringlichkeit unter Voraussetzung der nachträglichenZustimmung
schon ausgeführt hat, und drittens für solche Bauten, die der Provinzialausschuß auf Grund
neuer Bedürfnissezur Ausführung für die nächste Zeit in Vorschlagbringt. Schließlichwerden der
Vollständigkeithalber und zur Gewinnung einer klaren Uebersicht auch noch diejenigen Kosten und
Bauten aufgeführt,die für eine spätere Anleihe zurückgestellt werden sollen.

Zu 1) gehören zunächst die Bauten aus dem Geschäftsbereicheder AbtheilungI der Central-
vcrwaltnng und zwar Erweiterung des großen Sitzungssaales im Ständehause, der Neubau der
Provinzial-Blindenllnstalt zu Ncuwied und bauliche Verbesserungen der Provinzicil-Hebammenlehr-
cmstalt zu Köln. Der Vollständigkeitwegen ist in dem Bericht erwähnt die Erbauung einer
zweiten Hebammenlehranstaltzu Elberfeld, deren Kosten auf die spätere Anleihe zu verweisen sind
und die hier nur nachrichtlich aufgeführt sind.

Was die Erweiterung des großen Sitzungssaales im Ständehause augeht, so ist hier
bereits vom 41. Provinziallandtag für die Gcsammtausgabevon 111095 Mark 60 Pf. Entlastung
ertheilt. Bei dem Neubau der Prouinzial-Bliudenanstalt zu Neuwied stehen noch einige Aus¬
führungen aus und ist deshalb noch nicht Schlußrechnunggelegt. Für die Provinzial-Hebammen-
lehranstalt in Köln sollen 71500 Mark auf die Anleihe übernommenwerden und zwar zum noth¬
wendigenAnkauf eines neben der Anstalt liegenden Hauses sowie für den Anschlußder Aborte an
die Kanalisation der Stadt Köln und für einige Nebenarbeiten.

14*
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DiejenigenBauten, die aus dem Geschäftsbereiche der AbtheilungII der Centralverwaltuug
auf die Anleihe zu übernehmen wären, beruhen auf maßgeblichen Beschlüssen des 40. und 41.
Prouinziallandtags und betreffen Erweiterungsbauten in Grafcnberg und Vierzig, den Neubau von
Galkhauscu, Neubau einer besonderenAbtheilung für irre Verbrecherin Düren, für Verbesserungen
in den 5 alten Irrenanstalten sowie die zur Vorbereitung der vorstehenden Baupläne entstandenen
vorschußweise« Ausgaben einschließlich der Ankanfssummc des sogenannten Püdlerhofs bei Grafenberg.

Um die hierdurch sowie durch den Neubau einer Anstalt für Epileptische entstehenden
Kosten zu decken, wurde der Provinzialausschuß auf dem 41. Provinziallandtage beauftragt, die
zur Bestreitung dieser Bauten vorgesehenen Summen zunächst vorschußweise bei der Landesbank
gegen 3l/2«/« Zinsen zu entnehmen und dem nächsten Provinziallandtag eine Vorlage zur Auf¬
nahme eines mit 3'/2«/« zu verzinsenden und mit 1^2°/» vom 1. April 1901 ab zu tilgenden Dar¬
lehens bei der Landcsbank zu unterbreiten. Es handelt sich also bei dem vorliegendenAntrage
um die Umwandlung einer schwebenden Schuld iu eine consolidirte Schuld. Bei den Erweiterungs¬
bauten, die auf Grund der früheren Beschlüsse ausgeführt sind, haben sich für Grafcnberg wesentliche
Überschreitungender ursprünglichenVoranschlägeergeben. Zu dieser Ueberschreitung kommennoch
die vom Provinzialausschußfür nothwendig erkannten Ausgaben, die auf Seite 5 des Berichts an¬
gegeben sind: für eine Wachabthcilung, Krankcnvilla, Kuhlenschuppen,Bäckerei le. in Höhe von
36 600 Mark. Bei dem Erweiterungsbau der Anstalt zn Merzig hat sich eine Ueberschreitung von
rund 80 000 Mark ergeben. Dazu kommt noch für als nothwendig erkannte Bauten die Summe
von 31 500 Mark. Zur Begründung dieser Ucbcrschrcitungcn,welche rechnungsmäßigspäter bei
Lcgung der Gesammtabrechnungennoch näher zu rechtfertige«bleiben, ist in erster Linie zu er¬
wähnen die 1896 eingetretenestarke Steigerung der Preise für Arbeitslohn nnd Materialien, ins¬
besondere für Eisen und Holz, für maschinellennd sonstige Einrichtungen und Anlagen, z. B.
Heizungen,Bäder, Aborte u. s w., Steigerungen, welche mehrfach den in der Vorlage angeführten
Satz von 15°/« erheblich überschrittenhaben. Es kommen hier ferner in Betracht die gesteigerten
hygienischenAnforderungen,welche an die einzelnen Einrichtungen und Anlagen gestellt werden, und
endlich der auch von der II. Fachkommission anerkannteUmstand, daß es außerordentlichschwer, ja
manchmal unmöglich ist, für umfassende Umbauten in alten Gebäuden einen zuverlässigen Kosten¬
anschlagaufzustellen. Hier pflegen sich erfahrungsgemäß bei der Ausführung Ueberraschungen und
unvorhergesehene Schwierigkeitenin solchem Umfange einzustellen, daß unter Umstündenrecht erheb¬
liche Überschreitungen der Voranschlägeunvermeidlichsiud.

Auch für den Neubau der 6. RheinischenProvinzial-Irrenanstalt in Galkhausensoll auf
die gegenwärtigeAnleihe eine Theilsumme von 2100 000 Mark übernommenwerden. Es darf
schon jetzt bemerkt werden, daß begründete Hoffnung besteht, daß die Anschlagssummevon
3 200 000 Mark nicht überschritten wird. Der Nest der Anschlagssumme iu Höhe von
1100 000 Mark soll der späteren Anleihe vorbehalten werden. Auch bei dem Neubau für irre
Verbrecher in der Provinzial-Irrenanstalt zu Düren hat sich eine Ueberschreitungdes Kosten¬
anschlagsum rund 26 000 Mark ergeben. Diese ist entstanden erstens aus der unvorhergesehenen
Verlegung eines Kommunalweges, die nöthig war, um den Verkehr des Publikums gerade von
diesem Hause möglichst fern zu halten. Aus demselbenGrunde mußten auch äußere Absperrungen
in der Umgebung des Gebäudes angelegt werden, die insbesondereden Verkehr der Insassen mit
Fremden verhindern sollten und endlich mußten außergewöhnlichstarke und sichere Einrichtungen im
Gebäude getroste» werden, um die wider Erwarten große Rafsinirtheit und Brutalität der hier
unterzubringendenVerbrecherunschädlichzu machen! Es spielte sich sozusagenein direkter Kampf
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zwischen Verbrecherthumund Technik ab, der durch die nachträglichausgeführten zum Theil noch
in der Ausführung begriffenenverstärktenSicherungen hoffentlich zu Gunsten der Technik erledigt
ist. Für die baulichen Verbesserungenan den alten 5 Irrenanstalten war eine Summe von
550 000 Mark bewilligt, die bis auf einen Nest von 48 000 Mark erschöpft ist.

Wie schon Eingangs erwähnt, hat der Provinzicilausschnßeine Reihe von Ausgaben als
dringlich unter Voraussetzungder nachträglichenZustimmung des Provinziallandtags einstweilen
aus bereiten Mitteln bestritten. Es gehören dazu die Erwerbungen von Grundbesitz bei den
älteren Anstalten zur Verhinderung der Errichtung lästiger Nachbarschaftsanstedelungen sowie zur
Ausdehnung der landwirtschaftlichenBeschäftigung der Anstaltsinsassendurch gelegentliche Ankäufe
in Höhe von 185834 Mark 65 Pfg. Dazu kommen noch eine Reihe von kleineren, fonstigen
außerordentlichenbaulichenAusgaben, wie Berieselungsanlagenund Kanalcmschlüssebei Türen und
der Prouinzialarbeitscinstalt zu Brauweiler, die Erbauung eines Beamtenwohnhanses für den
Mllchinenmeisterund den Gärtner bei der Anstalt zu Bonn, die Erweiterung der Gasfabrik und
Erneuerungdes Daches daselbst, ErneuerungmaschinellerAnlagen lc. in Summa 93 380 Mark 53 Pfg.

Zunächst soll, wie schon erwähnt, die vorgeschlagene Anleihe für diese bisher genannten
Erweiterungenund Neubauten verwandt werden, dann aber auch für weitere bauliche Ausführungen,
die auf Grund neuer Bedürfnissefür die nächsten Jahre in Vorschlag gebracht werden und für deren
Genehmigungdie II. Fachkommission Ihre Zustimmung erbittet. Diese Ausführungenzerfallen in
zwei Gruppen, erstens in die Wohnungsfürsorgefür Anstaltsbeamteund Angestellteund zweitens
in die Fortsetzung der früher beschlossenenVerbesserungen und Erneuerung der Ginrichtungenin
den älteren Provinzialcmstalten. Wenn es schon in der sozialen Entwickelungder Zeit liegt, daß
sich die Fürsorge des Staates, der öffentlichen Verbände und der privaten Wohlthätigkeitsbestie¬
bungen in steigendem Maße mit der Herstellungvon Wohnungen für die Angestelltenund Arbeit¬
nehmer befaßt, wie es in dem Ihnen vorliegendenBericht heißt, so hat der Provinzialcmsschuß um
so eher sich dieser Aufgabe widmen zu müssen geglaubt, als er der Aufbesserung der Lage des
Pflege- und Aufsichtspersonalsseit längerer Zeit seine besondere Fürsorge zugewandt hat. Der
Herr Vorredner ist beim Etat über die Irrenanstalten schon hierauf eingegangen. Es ist uns in
der Kommission mitgetheilt worden, daß die Schwierigkeitenzur Gewinnung und Erhaltung zuver¬
lässiger Krankenpflegernicht wesentlich geringer gewordensind. Man hofft daher, daß besonders
dem Abgange tüchtigerund geschulter Pfleger dadurch vorgebeugtwird, daß man ihnen im Anstalts¬
dienst einen eigenen Herd gründet. Es ist in der Kommission zum Ausdruck gekommen, daß dieser
erste Schritt auf diesem Wege von einer erheblichen finanziellen Tragweite ist, aber trotzdem hat
die Kommission ihrerseits geglaubt, diesem Antrage zustimmenund auch von Ihnen die Zustimmung
erbitten zu müssen. Hierzu kommt eine Reihe von Anträgen, die sich mit der Errichtung und
Erneuerung von Beamtendienstwohnungenbefassen. Zunächst hat sich eine Schwierigkeitheraus¬
gestellt, geeignete Bewerber für die Assistenzarztstellen zu finden, da die Anzahl der Assistenzarzt¬
stellen uerhältnißmäßig groß uud die der Oberarztstellenverhältnißmäßig klein ist, sodaß die Aus¬
sichten für ein Weiterkommender jüngeren Aerzte nicht gerade günstig genannt werden können.
Es wird deshalb vorgeschlagen, auch in Andernachund Bonn je eine dritte Arztstelle einzurichten,
sowie für den dritten Arzt in Düren eine Dienstwohnungzu bauen. Eine nothwendigeFolge des
Baues uou Pflegelwohnungen würde die Errichtung von Dienstwohnungen für die beamteten
Stationspfleger sein. Es wird jedoch ausdrücklichdarauf hingewiesen,daß die Beamten ihre
Wohnungen unentgeltlichals Dienstwohnungenund Nicht-Beamte gegen einen mäßigen Miethpreis
zugewiesenerhalten sollen, sowie daß ein Rechtsanspruchauf Gewährung einer Wohnung dem
Nichtbeamtetenüberhaupt nicht zustehen soll.
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Nach dem Ausgeführten beehrt sich nun die II. Fachtommission,Ihnen für die 6 Pro-
vinzial-Heil- und Pflegeanstalten die Errichtung einer Reihe von Gebäuden und Pflegehäusernfür
dritte Aerzte,Stationspfleger und Pfleger mit einem Gesammtkostenaufwande von 392 000 Mark zur
Genehmigung vorzuschlagen.Hierzu kommt,daß der Provinzialausschußbei einer gelegentlichen im
Jahre 1899 stattgehabten Revision sich davon überzeugt hat, daß die Wohnungsverhaltnisseder
Beamten in Brauweiler dringend einer alsbaldigen Abhülfe bedürfen. Dieser Beschlußbezieht sich
auf die sogenannte alte Kaserne und den Umbau einer Wohnung für den evangelischen Geistlichen,
den Oberaufseherund den Hausvater, ferner den Neubau eines Hauses mit 2 Wohnungen für den
Oekonomieverwalterund den Lehrer, den Bau eines zweistöckigenWohnhauses für 12 Aufseher¬
familien mit einem Gesammtkostenaufwandevon 165 000 Mark, so daß sich für die Wohnungs¬
verhältnissein den Heil- und Pflegeanstalten ein Gesammtbedarfvon 557 000 Mark ergiebt. Auf
dem 40. Provinziallandtage war eine Reihe von Einrichtungenin den älteren Anstalten genehmigt
worden, die als vorläufige dringend betrachtet wurden. Um einen gleichmäßig befriedigenden Zu«
stand herbeizuführen,wird Ihnen von der Fachkommissionnoch die Bewilligung einer weiteren
Reihe von Vorschlägenzur Annahme empfohlen. Es betreffen diese Vorschlägein der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalt zu AndernachVerbesserungen und Erweiterungenmit einem Kostenaufwande
von 127 000 Mark, in Bonn in Höhe von 71000 Mark, in Düren von 80 000 Mark, in
Grafenberg 69 000 Mark und in Merzig von 52 000 Mark mit einer Gesammtsummevon
399 000 Mark. Die Fachkommission war der Ansicht, daß diese Verbesserungenund Erneuerungen
der Einrichtungen als vorläufiger Schlußstein der großen Um- und Neubauten, die der Rheinische
Piovinziallandtag in der Fürsorge für die Geisteskrankenbeschlossenhat, anzusehen und zu
genehmigenseien.

Aus der Ihnen vorgeschlagenen Anleihe sollen entnommen werden noch die Kosten für die
Weinbauschulein Kreuznach, deren Errichtung auf dem 41. Provinziallcmdtag beschlossen ist, in
Höhe von 63 054 Mark 58 Pf. Die Kosten für die Weinbauschulezu Ahrweiler bleiben in Höhe
von 185 000 Mark für die spätere Anleihe zurückgestellt.

Nach diesen Ausführungen habe ich die Ehre, im Namen der II. Fachkommissionzu
beantragen:

Der Provinzillllandtag wolle beschließen:
1. sich mit den vorstehendaufgeführtenbaulichen Ausführungen, soweit diese noch nicht

genehmigtsind, einverstandenzu erklären;
2. den Provinzialausschuß zu beauftragen:

zur Bestreitung der bei der Lcmdesbankder Rheinprovinz oben zusammengestellten
baulichen Ausgaben von 6 534 083 Mark 25 Pf. bezw. zur Tilgung der bei der
Lllndesbanl für diese Bauausführungen entnommenenVorschüsseein Darlehen bis
zu 6 ^2 Millionen Mark, welches mit 3'/2«/<>zu verzinsen uud mit 1^2«/u nebst den
zuwachsenden Zinsen vom 1. April 1901 ab zu tilgen ist, zu entnehmenund die
zu diesem Zwecke erforderliche staatliche Genehmigungnachzusuchen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht Jemand hierzu das Wort? — Wenn das nicht
der Fall ist, darf ich annehmen, daß das hohe Haus den Antrag einstimmigannimmt. — Das
ist der Fall.

Wir kommen nunmehr zu:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Ermächtigung des Provinzialausschusses zur Ver-
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äußerung einer zu der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg
gehörenden Parzelle an die Stadt Düsseldorf,

Den Belicht hat ebenfalls Herr Abgeordneter Dr. Venn übernommen. Ich bitte ihn,
den Bericht zu erstatten.

BerichterstatterAbgeordneterDr. Venn: Die Stadt Düsseldorf wünscht von der Provin-
zialuerwaltung eine Ackerparzelle zu kaufen, die zum Grundbesitz der Anstalt Grafenberg gehört
und die von dem übrigen Anstaltsgebiet getrennt im sogenannten „Iodesbusch" liegt. Die Stadt
beabsichtigt die Parzelle aufzuforsten und durch Wegccmlagen den Spaziergängern zu erschließen.Der
Provmzilllausschußist gern bereit, das Bestreben der Stadt Düsseldorf, wie es im Vorstehenden
gekennzeichnet ist, thunlichstzu unterstützen,jedoch kann er dies nur im Einklang mit dem Interesse
der Anstalt Grafenberg thun, wenn es gelingt, für das abgetretene Grundstückein ungefähr gleich¬
großes und gleichwerthiges Grsatzgrundstückzu einem annehmbarenPreise zu erwerben, besonders, da die
Anstalt Grafenberg im Verhältniß zu ihrer Bevölkerungohnehin einen beschränkten Grundbesitz hat.

Der Provmzilllausschußhatte für das Grundstück als ihm angemessen erscheinenden Kauf¬
preis für den Morgen 3000 Mark gefordert,obgleiches dem Provmzilllausschußnicht gelungenwar,
bisher zu diesem Preise annähernd ein gleichesgeeignetesGrundstück ausfindig zu machen. Der
Stadt Düsseldorf erschien der geforderteKaufpreis zu hoch und empfiehlt der Provinz einen Aus¬
tausch gegen ein gleichwerthiges Grundstück, welches aber noch zu ermitteln ist. Nach Ansicht des
Piovinzilllausschusseshat dieser Vorschlagkeine Bedenken.

Im Auftrage der II. Fachkommission beehre ich mich zu beantragen:
Den Provinzialausschußzu ermächtigen, falls ein Verkauf auf der erwähnten Grund¬

lage nicht erzielt weiden kann, die Parzelle Fl. 1? Nr. 552/1? in der Gemeinde
Ludenberg gegen ein ungefähr gleich großes und gleichwerthigesGrundstück an die
Stadt Düsseldorf abzutreten und alles zu diesem Zwecke Erforderlichezu veranlassen."

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne hierüber die Diskussion und gebe Herrn
AbgeordnetenZweigert das Wort.

AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Ich habe, aufrichtig gesagt, den Antrag des
Provinzilllllusschusses nicht verstanden. Wir sollen unsere Zustimmungdazu geben, daß die Proviuz
ein ihr gehöriges Grundstückmit einem noch zu ermittelnden andern Grundstück vertauscht. Wie
ich dazu meine Zustimmung geben soll, das verstehe ich nicht. Die Provinzialordnung schreibt
vor daß zu Grundstücksverlaufenund zum Grundstücksanstauschdie Genehmigung des Landtags
erforderlich ist. Wenn die Provinzialordnung das für nöthig hält, dann muß mir doch der Provin¬
zialausschußsagen: wir wollen das Grundstückfür den Preis verkaufen oder aber wir wollen es
mit dem und dem Grundstückvertauschen. (Sehr richtig!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Die Stadt Düsseldorf wünscht eine

Beschleunigungdieser Sache, weil sie das in Rede stehende Grundstückzu Waldanlagen zu ver¬
wenden beabsichtigt. Es liegt das auch im Interesse unserer Anstalt, da die Insassen derselben
die Waldanlage, die daselbstgeplant wird, benutzen können. Im Hinblick auf diesen Zweck würden
wir Ihnen vorgeschlagen haben, das Grundstückzu verkaufen,wenn die Stadt Düsseldorf uns den
Preis gewährt hätte, welchenwir für nöthig halten, um ein gleichwerthigesStück Ackerland zu
erwerben. Wir können nämlich unser Areal bei der Anstalt zu Grafenberg nicht verkleinern, weil
das jetzt vorhandene Ackerland kaum genügt, um die Kranken hinreichend beschäftigenzu können
und einen Theil derjenigenCerealien zu gewinnen,die wir für die Anstalt gebrauchen.
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Die Stadt Düsseldorf hat einstweilenein solches Stück Land noch nicht gefunden. Sie
führt aber Verhandlungenund wünscht im Hinblicke darauf, daß dem Provinzialausschußbereits jetzt
die Ermächtigunggegeben wird, das fraglicheGrundstückan die Stadt abzutreten, sobald dieselbe
uns dafür ein gleichwerthigesGrundstückanbietet. Ich, meine Herren, finde darin so etwas ganz
ungewöhnlichesnicht, denn das können Sie doch dem Provinzialausschuß zutrauen, daß er sehr
sorgfältig prüfen wird, ob das Grundstück, das andererseits angeboten wird, auch deu gleichen
Werth hat, wie dasjenige, was wir abtreten. (Sehr wahr!) Es ist das allerdings ein gewisses
Vertrauen, das Sie in einem solchen Beschlusse bekunden, aber wenn Sie dem Provinzialausschuß
nicht zutrauen können, daß er bei diesem Geschäfte die Interessen der Provinz nach jeder Richtung
hin wahren werde, dann verstehe ich nicht, wie Sie die vielen Ermächtigungen,die der Provinzial¬
ausschuß auf Grund des Gesetzes und der Reglements hat, für die Provinz zu Handel«, demselben
noch überlassen können.

Ich meine, für den Provinziallandtag kann es doch ein so schweres Gewicht nicht haben,
ob uun das Grundstück,das er statt der abzutretendenParzelle erhält, an dieser oder jener Stelle
gelegenist, sondern der Schwerpunkt beruht darin, ob das Grundstück, welches die Stadt zur
Vergrößerung ihrer Waloaulage zu erwerben wünscht,gegen ein gleichwerthigesanderes Grundstück
abgetreten weiden soll. Ueber diese Frage können sie sich an der Hand der vorliegendenPläne
schlüssig machen und alsdann die Prüfung der Gleichwerthigkeitdes neuen Grundstückes für die
Anstalt dem Provinzialausschusseüberlassen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterIweigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigert: Ja, meine Herren, wenn der Provinzialausschuß den Antrag

gestellthätte, ihn zu ermächtigen, irgend ein Grundstückaus irgend einem Grunde bestmöglich für
die Provinz zu verwerthen, zu verkaufenoder zu vertauschen, dann kann ich mir eine solche Voll¬
macht sehr wohl denken. Aber wie ich ihm die Vollmacht geben soll, ein Grundstückau die Stadt
Düsseldorf gegen ein noch zu ermittelndes gleichwerthiges Grundstück zu vertauschen,das verstehe
ich nicht. (Heiterkeit.)

(Landeshauptmann Dr. Klein: Ich möchte nochmals ums Wort bitten.)
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann I)r. Klein: Ich möchte dazu bemerken, daß die Stadt Düsseldorf

einzig und allein das Grundstückverlangt, um eine Waldanlagc zu machen, die auch unserer Anstalt
zum Nutzen dient. Ich meine, in diesem Zwecke liegt auch die Rechtfertigungdes Antrages.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antwciler: Ja, meine Herren, wenn hier
r«» inte^r«, wäre, dann läge die Sache meiner Ansicht nach auch anders. Aber nachdemdie
Provinz einen ganz mäßigenPreis von der Stadt Düsseldorf verlangt hat und die Stadt Düsseldorf
sich geweigerthat, deu Preis zu bezahlen, stelle ich mich ans den Standpunkt: pan ä'^r^eut pas
äs Luis»«»! (Heiterkeit.) Ich bin der Ansicht, daß die Sache abzulehnen ist.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es hat sich Niemand mehr zum Wort
gemeldet. Ich schließe die Diskussionund bringe die Frage zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen
welche gegen den Antrag des Provinzmlausschussesnnd Ihrer Fachkommissionstimmen, sich zu
erheben. (Geschieht.) Das ist die Minorität.

Der Antrag der Fachkommission und des Provinzialausschussesist angenommen.
Es folgt die nächste Nummer der Tagesordnung:

Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung
und Unterhaltung der Provinzialstraßen nebst
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Anlage ^,, Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den
Neubau von Provinzialstraßen,

Anlage L, Voranschlag über die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unter¬

stützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues
für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr Abgeordnetervon Laer hat den Vortrug.
Abgeordnetervon Watjen: Zur Geschäftsordnung!Ich möchte mir erlauben, Vertagung

zu beantragen. Für die Behandlung dieser großen wichtigen Sache ist die Zeit doch zu weit
vorgeschritten, (Zustimmung.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Abgeordnetervon Wätjen schlägt die Vertagung vor.
(Zustimmung.) Erfolgt Widerspruch? (Rufe: Nein!)

Meine Herren! Wir haben noch Nr. 8, 9 und 13 zu erledigen. Also, meine Herren, die
würden auf morgen verlegt werden, sie würden an die Spitze der morgigen Tagesordnung
gestelltwerden.

Meine Henen! Aber ich bitte, noch ruhig hier zu bleiben. Ich habe Ihnen noch mehreres
mitzutheilen.

Zunächst würde ich Ihnen die Tagesordnung für morgen vortragen. — Nein, paräon!
Zunächst habe ich (Glocke) Herrn AbgeordnetenBecker das Wort zu geben.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Da zu Ihrer Aller Freude der Herr Graf
Fürstenberg seit heute wieder gesund in unserer Mitte weilt, so lege ich den stellvertretendenVorsitz
im Landtag, den Sie die Güte hatten, mir anzuvertrauen, hiermit nieder, und bitte den Herrn
Vorsitzenden, auf die morgigeTagesordnung an die Spitze derselbendie Wahl eines stellvertretenden
Vorsitzenden des Piovinziallandtag.es zu setzen. (Bravo!)

(AbgeordneterGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich bitte ums Wort!)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterGraf Fürstenberg hat das Wort.
AbgeordneterGraf von Fürstenberg-Stammheim: Es liegt mir zunächst die ange¬

nehme Pflicht ob, dem hochverehrtenHerrn Oberbürgermeister Becker für das außerordentlich
freundlicheund chevalcreske Entgegenkommenmir gegenüberzu danken.

Es ist von Herrn OberbürgermeisterBecker heute beantragt, eine Neuwahl für mich
anzusetzen, und da möchte ich doch zur Erwägung geben, in Anbetrachtdessen, daß die Sitzungen
nur noch ^2 oder 3 Tage währen, ob nicht der Herr OberbürgermeisterBecker geneigt wäre, noch
für diese Zeit den stellvertretendenVorsitz weiter zu übernehmen. (Bravo!) Ich halte mich für
den nächst zusammentretendenLandtag den Herren bestens — (Zuruf: empfohlen!)— empfohlen
(Heiterkeit) und hoffe dann'nicht wieder durch ein Unglück verhindert zu sein, am Eröffnungstage
hierher nach Düsseldorfzu kommen. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte zunächst diefe Sache austragen.
Herr AbgeordneterBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Wenn das dem ausdrücklichen Wunschdes Herrn Grafen Fürsten¬

berg entspricht und Ihrem Wunscheentspricht,(Bravo!) dann erkläre ich mich bereit, die wenigen
Tage den stellvertretendenVorsitz weiter zu führen. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Die Sache ist hiermit erledigt.
Meine Herren! An die Spitze der neuen Tagesordnung würden zunächst die drei Punkte

kommen, die wir noch auf der alten Tagesordnung haben.
,!>
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Dann:
Antrag der III. Fachkommissionzum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die

Förderung von Bahnunternehmungen und die Uebersicht über den Giseubahnfonds.
Antrag der IV. Fachkonimissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,

betreffend den Entwurf eines Gesetzes über die Ausdehnung der für die Zusammen¬
legung der Grundstückeim Geltungsbereichedes RheinischenRechts geltendenZustäu-
digkeits-, Verfahrens- und Kosten-Vorschriftenauf die nach der Gemeinheitstheilungs-
Ordnung vom 19. Mai 1851 zu behandelnden Theilungen und Ablösungenin den
Landestheilcn des linken Rheinufers.

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend eine Anfrage des Herrn Ministers der geistlichen«. Angelegenheitenüber
die Vereitwilligkeitdes Provinziallandtags, die Kirche zu Schwarz-Rheiudorf in das
Eigenthum der Provinz zu übernehmen, sowie über die Bedingungen, welche etwa an
die Uebernahmegeknüpft werden würden.

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Bewilligungenaus dem Dispositionsfondsdes Provinziallandtags (Ständefonds).

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Gewährung des Rechts auf Bezug von Ruhegehalt und Wittwen- und
Waisengeld an den Nendanten und den Kanalinfpeltor der Genofsenschaftfür die
Melioration der Erftniederung,

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für gewerblicheZwecke für die
Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Blinden-Unterrichts-
anstalten zu Düren („Elisabeth-Stiftung") und Neuwied („Auguste Viktoria-Haus")
sowie über den Unterstützungsfondsfür entlasseneBlinde für die Rechnungsjahrevom
1. April 1901 bis 31. März 1903.

Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan über das Hebammenwesenein¬
schließlich der Hebammen-Lehranstalt zu Köln für die Rechnungsjahre vom 1. April
1901 bis 31. März 1903.

Antrag der II. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialnusfchuffes,
betreffend die nachträgliche Genehmigung zu dem Ankauf des Hauses Iakobstraße
Nr. 35 in Köln nebst Zubehör.

Antrag der II. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Errichtung einer Provinzial-Hebammen-Lehranstaltzu Elberfeld.

Antrag der II. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend den Erlaß von Vorschriften für die Ausführung der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger.

Dann kommt noch die Wahl des stellvertretendenVorsitzendendes Ausschusses und die
Wahl für den Stellvertreter des Herrn Eich, den wir heute zum Mitglied des Ausschusses gewählt
haben.

Meine Herren! Sie könnten ja auch morgen wieder den Antrag bringen wollen, die
Wahlen an die Spitze zu stellen. (Rufe: ja!) Ich bitte aber darum, es in diesem Falle nicht zu
thun, sondern zu warten, bis die Herren, die hier im Düsseldorfer Bezirk wohnen, und die
wichtige Sachen zu berathen haben, hier sind. Ich glaube, dem könnten die Herren wohl ent-
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gegenkommen. Wir könnten dann einen Theil der Tagesordnung erledigen, und wenn die Herreu
hier sind, dann zu der Wahl übergehen — da es gerade hauptsächlich den Bezirk Düsseldorf betrifft
und drei Herren von uns diesem Bezirk zugehören.

Sind die Herren damit einverstanden?
Herr AbgeordneterMooren hat das Wort.
AbgeordneterMooren: Meine Herren! In der eben vom Herr» Präsidenten vorge¬

schlagenenTagesordnung vermisseich den Gegenstand 13 der heutigen Tagesordnung. (Zurufe.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Das habe ich doch zu Anfang gesagt!
AbgeordneterMooren: Bitte tausendmal um Verzeihung. Ich habe das überhört.
VorsitzenderFürst zu Wied: Also, meine Herren, wir würden die Wahl der beiden

Herren, die noch zu wählen sind, ansetzen, wenn die Herren vom Bezirk Düsseldorfwieder hier
sind. Die Herren sind damit einverstanden.

(Rufe: Um-wieviel Uhr? Rufe: Um welche Zeit?)
Meine Herren! Dann hätten wir noch eine Ersatzwahl für Aachen für den Herrn

AbgeordnetenGraf Beissel zu treffen. Da ist, glaube ich, die Vorbesprechung aber schon gewesen.
Nicht wahr? (Rufe: Jawohl.) Also die Wahl ist schou vorbereitet,und wir würden diese Wahl
auch noch für morgen ansetzenan der Stelle, wo die Wahlen hinkommen. Also das würde
davon abhängen, wann die Herren vom Bezirk Düsseldorf zurück sind.

(Rufe: Die Zeit?)
Ich denke um 12 Uhr, meine Herren.
(Rufe: 11 Uhr! Rufe: 10 Uhr! Glocke des Vorsitzenden.)
Meine Herren! Ich verstehe1 Uhr. Wir haben noch viel zu erledigen. (Rufe: 11 Uhr!)

11 Uhr? Hat denn keine von den Fachkommissionen mehr Sitzung? (Rufe: Nein!) Sind alle
fertig?

AbgeordneterMichels: Wir haben morgen Fachkommissionssitzuug, allerdings um 10 Uhr)
AbgeordneterZweigert: Ich habe eine Sitzung der Fachkommission auf ^12 Uhr an¬

gesetzt. Die werde ich aber auf '/«11 Uhr verlegen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Also um 11 Uhr! Sind die Herren damit einverstanden?

(Rufe: Jawohl!) Ich bitte um etwas Stille. Herr AbgeordneterMichels hat das Wort.
AbgeordneterMichels: Meine Herren! Die Herren von der I. Fachkommission weiden

die Güte haben, morgen um 10 Uhr zusammenzutreten.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß 4'/2 Uhr.)

15*
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